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Bundesrepublik Deutschldnd 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Juli 1964 

6 — 68070 — 5753/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 


eine Richtlinie des Rats zur Festsetzung der Einzelheiten 
zur Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für Presseberufe. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 6. Juli 1964 dem Herrn Präsidenten 
des Rats der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG wird in Kürze über die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses 
zu dem genannten Vorschlag beschließen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Auswärtigen 

Schröder 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie 

zur Festsetzung der Einzelheiten zur Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs 

für Presseberufe 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 54 Absatz 2, 57 Absatz 1 und Artikel 63, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit ^), insbesondere dessen Abschnitt IV - A, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs "), insbesondere dessen Abschnitt 
V-C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Abschaf- 
fung einer auf der Staatsangehörigkeit beruhenden 
unterschiedlichen Behandlung bei der Niederlassung 
und dem Dienstleistungsverkehr in den Berufstätig- 
keiten der „Sonstigen Dienste für das Geschäfts- 
leben'' vor Ablauf des zweiten Jahres der zweiten 
Stufe vor. 

Zum Bereich der „Sonstigen Dienste für das Ge- 
schäftsleben“ gehören bestimmte Presseberufe, die 
auf Grund ihrer wechselseitigen Beziehungen und 
besonderen Struktur ein Sonderstatut haben und in 
der Gesetzgebung mehrerer Mitgliedstaaten eine 
eigene Berufsgruppe bilden. Da die anderen Er- 
werbszweige dieses Bereichs eher kaufmännischen 
und handwerklichen Charakter haben, ist es zweck- 
mäßig, die Pressebcriife in einer besonderen Richt- 
linie zu erfassen. 

Unter den Presseberufen wird auch die Tätigkeit 
eines selbständigen Pressefotografen von dieser 
Richtlinie erfaßt. Diese Tätigkeit gehört zum Be- 
reich der „Sonstigen Dienste für das Geschäftsleben''. 

Selbständige Tätigkeiten in einer Presseagentur 
oder dn einem Informationsbüro, die Gegenstand 
dieser Richtlinie sind, müssen im weiten Sinne ver- 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36 

-} Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 32 


standen werden und umfassen sämtliche Presse- 
agenturen und Informationsbüros, insbesondere die 
Korrespondentenbüros. 

Da sich die rechtliche Stellung des Besitzers einer 
Zeitung oder Zeitschrift in manchen Mitgliedstaaten 
von der des Verlegers unterscheidet, ist darauf hin- 
zuweisen, daß zu den selbständigen Publikations- 
und Verlagstätigkeiten einer Zeitung oder Zeit- 
schrift auch die Tätigkeit dieses Besitzers gehört. 

In den Allgemeinen Programmen wurde bestimmt, 
daß neben der Aufhebung der Beschränkungen auch 
geprüft werden muß, ob gleichzeitig mit, vor oder 
nach der Aufhebung der Beschränkung eine gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise sowie 
eine Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die Aufnahme und Ausübung die- 
ser Tätigkeiten erforderlich ist. 

Nicht in allen Mitgliedstaaten sind Aufnahmc- 
und Ausübungsbedingungen für Presseberufe vor- 
geschrieben. Sofern derartige Vorschriften bestehen, 
wird die Aufnahme oder Ausübung einer solchen 
Tätigkeit hauptsächlich vom Besitz eines Berufs- 
befähigungsnachweises oder gleichwertigen Diploms 
abhängig gemacht, die nach Maßgabe gesetzlicher 
Vorschriften ausgestellt werden. 

Da dergleichen Vorschriften in manchen Mitglied- 
staaten große Bedeutung haben, in anderen jedoch 
völlig fehlen, erschien es nicht erforderlich, die Ko- 
ordinierung gleichzeitig mit der Aufhebung der 
Diskriminierung vorzunehmen. Diese Koordinierung 
kann zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen, soweit 
die zunehmende Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs dies 
erforderlich macht. Das gleiche gilt für die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstige Befähigungsnachweise, die in 
manchen Mitgliedstaaten Voraussetzung für die 
Aufnahme dieser Tätigkeiten sind. 

Trotzdem erscheint es jedoch zweckmäßig, die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs in den betreffenden 
Berufszweigen durch eine vorzeitige Anerkennungs- 
maßnahme zu erleichtern, damit vor allem vermie- 
den wird, daß Staatsangehörige von Mitgliedstaaten, 
in denen die Aufnahme dieser Tätigkeiten von kei- 
nerlei Voraussetzungen abhängig gemacht wird, 
anormal behindert werden. 
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Um einer solchen Möglichkeit zu begegnen, muß 
die vorzeitige Maßnahme hauptsächlich darin be- 
stehen, daß in den Aufnahmeländern, welche die 
Aufnahme der betreffenden Tätigkeiten vom Besitz 
eines Berufsbefähigungszeugnisses oder gleichwerti- 
gen Diploms abhängig machen, der Nachweis, daß 
der betreffende Beruf im Herkunftsland während 
eines angemessenen und nicht allzuweit zurück- 
liegenden Zeitraums tatsächlich ausgeübt worden 
ist, als ausreichend betrachtet wird. Auf diese Weise 
soll gewährleistet werden, daß der Begünstigte über 
berufliche Kenntnisse verfügt, die denen entspre- 
chen, welche von den eigenen Staatsangehörigen 
gefordert werden. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehene vorzeitige 
Maßnahme wird gegenstandslos, wenn die gegen- 
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise voll- 
ständig verwirklicht worden ist. 

Entsprechend den Bestimmungen des Allgemeinen 
Programms zur Aufhebung der Beschränkung der 
Niederlassungsfreiheit sind Beschränkungen der Be- 
fugnis, Bierufsvereinigungen beizutreten, aufzu- 
heben, soweit die berufliche Tätigkeit des Betref- 
fenden die Ausübung dieser Befugnis mit sich bringt. 

Die Behandlung der unselbständigen Arbeit- 
nehmer, welche den Leistungserbringer begleiten 
oder die Leistung für dessen Rechnung erbringen, 
wird durch die in Anwendung von Artikel 48 und 49 | 
EWGV erlassenen Bestimmungen geregelt. ! 

Für die Anwendung der Bestimmungen über das 
Niederlassungsrecht und den freien Dienstleistungs- 
verkehr stehen Gesellschaften nur zu den in Arti- 
kel 58 festgesetzten Bedingungen natürlichen Per- 
sonen gleich, die Angehörige der Mitgliedstaaten 
sind. Eine solche Gleichstellung ist auch dann mög- 
lich, wenn eine tatsächliche und dauerhafte Ver- 
bindung mit der Wirtschaft eines Mitgliedstaates 
besteht, und wenn die Gewährung der Vergünsti- 
gungen dieser Bestimmungen folglich nicht an zu- 
sätzliche Bedingungen, insbesondere nicht an eine 
Sondergenehmigung, geknüpft werden kann, die 
nicht auch von den einheimischen Gesellschaften 
gefordert würde. Diese Gleichstellung nimmt den 
Mitgliedstaaten jedoch nicht die Möglichkeit zu ver- 
langen, daß ausländische, juristische Personen in 
ihrem Lande unter der Bezeichnung auftreten, die in 
der Gesetzgebung des Mitgliedstaates, nach der sie 
gegründet worden sind, gebräuchlich ist. 

Darüber hinaus sind für praktisch sämtliche selb- 
ständigen Tätigkeiten besondere Richtlinien über 
die Bestimmungen bezüglich Einreise und Aufenthalt 
der Begünstigten und Zahlungen für Leistungen er- 
lassen worden '^) oder sollen erlassen werden, sowie 
— soweit möglich — Richtlinien zur Koordinierung 
der Schutzbestimmungen, die den Gesellschaften im 
Interesse der Gesellschafter sowie Dritter in den Mit- 
gliedstaaten vorgeschrieben sind — 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845, 850 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der in Ab- 
schnitt I der Allgemeinen Programme zur Aufhebung 
der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs aufgeführten 
natürlichen Personen und Gesellschaften — im fol- 
genden Begünstigte genannt — alle in Abschnitt III 
der Programme bezeichneten Beschränkungen für die 
Aufnahme und Ausübung der in Artikel 2 beschrie- 
benen Tätigkeiten auf, 

Artikel 2 

Die Vorschriften dieser Richtlinie gelten für die 
nachstehend aufgeführten selbständigen Tätigkeiten: 

— Tätigkeiten eines selbständigen Journalisten, 

— Tätigkeiten eines selbständigen Pressefotografen, 

— Tätigkeiten einer Presseagentur oder eines In- 
formationsbüros, 

— Publikations- oder Verlagstätigkeiten einer Zei- 
tung oder Zeitschrift, 

— Presseversandtätigkeiten. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen insbesondere die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran bindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie Inländer im Aufnahineland 
niederzulassen oder Dienstleistungen zu er- 
bringen; 

b) welche sich aus einer Verwaltungspraxis ergeben 
und zur Folge haben, daß die Begünstigten eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren; 

c) welche zur Folge haben, daß die Tätigkeit von 
Gesellschaften auf Grund der Staatsangehörig- 
keit der Gesellschafter oder der Mitglieder der 
Leistungs- oder Uberwachungsorgane oder der 
Inhaber des Gesellschaftskapitals behindert wird. 

2. Insbesondere sind solche Beschränkungen aufzu- 
heben, die Gegenstand von Vorschriften sind, welche 
eine Niederlassung oder Dienstleistung der Begün- 
stigten folgendermaßen untersagen oder einschrän- 
ken: 

in der Bundesrepublik Deutschland 

— ■ durch das Erfordernis einer besonderen Geneh- 
migung für den Gewerbebetrieb im Inland durch 
ausländische juristische Personen (§ 12 Gewerbe- 
ordnung und § 292 Aktiengesetz) 

— durch das in § 3 Buchstabe d des Gesetzes vom 
17, November 1949 von Nordrhein-Westfalen 
(Gesetz- und Verordnungsblatt 1949, S. 293) 
vorgesehene Erfordernis, im Besitz des Stimm- 
rechtes zu sein 
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— durch die in § 2 Abs. 1 des Gesetzes vom 27. Sep- 
tember 1949 von Schleswig-Holstein (Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1949, S. 199) vorgesehene Vor- 
aussetzung des passiven Wahlrechtes 

in Belgien 

— ■ durch das Erfordernis einer „Carte professionelle“ 
(A. R. Nr. 62 vom 16. November 1939, A. Min. 
vom 17. Dezember 1945 und A. Min. vom 1 1 . März 
1954) 

in Frankreich 

— durch das Erfordernis einer „Carte speciale 
d'etranger“ (D. L. vom 12. November 1938, Ge- 
setz vom 8. Oktober 1940, Gesetz vom 10. April 
1954, Dekret Nr. 59/852 vom 9. Juli 1959) 

— durch die Voraussetzung einer obligatorischen 
Stellungnahme des Informationsministers (Arti- 
kel 5 des Dekrets vom 17. Januar 1936, J. O. vom 
20. und 21. Januar 1936, abgeändert durch Dekret 
vom 2. Juni 1954, J. O. vom 9. Juni 1954) 

— durch das Verbot des Innenministers soweit es 
nicht aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt ist (Ar- 
tikel 14 des Gesetzes vom 29. Juli 1881, J. O. vom 
30. Juli 1881, abgeändert durch D. L. vom 6. Mai 
1939, J. O. vom 17. Mai 1939) 

— durch die Voraussetzung der französischen Staats- 
angehörigkeit (Artikel 3 der Verfügung vom 
26. August 1944, J. O. vom 30. August 1944, so- 
wie Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Juli 1949, 
J. O. vom 19. Juli 1949, abgeändert durch das 
Gesetz vom 29. November 1954, J. O. vom 1. De- 
zember 1954, die Verfügung vom 23. Dezember 
1958, J. O. vom 24. Dezember 1958 und das 
Dekret vom 15. Juli 1960, J. O. vom 16. Juli 1960) 

in Italien 

— durch die Voraussetzung, daß der verantwort- 
liche Direktor sowie der Verleger und Besitzer 
die italienische Staatsangehörigkeit haben müs- 
sen (Artikel 3 bzw. Artikel 4 des Gesetzes vom 
8. Februar 1948, Nr. 47, G. U. vom 20. Februar 
1948, Nr. 43) 

— durch die Voraussetzung der Staatsangehörigkeit 
(Artikel 31, 33 und 35 des Gesetzes vom 3. Fe- 
bruar 1963, Nr. 69, G. U. vom 20. Februar 1963, 
Nr. 49) 

in Luxemburg 

— durch die begrenzte Gültigkeitsdauer der Geneh- 
migung für Ausländer (Artikel 21 des Luxem'bur- 
gischen Gesetzes vom 2. Juni 1962, Memoria] A 
Nr. 31 vom 19. Juni 1962) 


Artikel 4 

1. Wird in einem Mitgliedstaat die Aufnahme oder 
Ausübung einer der in Artikel 2 genannten Tätig- 
keiten vom Besitz allgemeiner oder beruflicher 
Kenntnisse abhängig gemacht, so erkennt der Mit- 
gliedstaat als hinreichenden Nachweis dieser Kennt- 


nisse die Vorlage einer Bescheinigung darüber an, 
daß der Begünstigte die betreffende Tätigkeit recht- 
mäßig und tatsächlich zumindest zwei Jahre lang 
und unmittelbar vor dem Datum der in Artikel 5 
vorgesehenen Antragstellung in einem anderen Mit- 
gliedstaat selbständig oder als Leiter eines Unter- 
nehmens ausgeübt hat. 

2. Unter Absatz 1 fallen namentlich folgende vor- 
geschriebene Kenntnisse: 

in Belgien 

in Artikel 4 des A, R. vom 24. Oktober 1961 (Moni- 
teur beige vom 2., 3. und 4. November 1961, 8255) 
für die Aufnahme und Ausübung selbständiger 
Tätigkeiten eines Pressefotografen 

im Großherzogtum Luxemburg 

in Artikel 4 Absatz 2 des Gesetzes vom 2. Juni 1962 
(Memorial A Nr. 31 vom 19. Juni 1962) für die Auf- 
nahme und Ausübung selbständiger Tätigkeiten 
einer Presseagentur oder eines Informationsbüros, 
eines Presseversandunternehmens, der Publikation 
und des Verlags einer Zeitung oder Zeitschrift 

in Italien 

in Artikel 32 des Gesetzes vom 3. Februar 1963, 
Nr. 69 (G. U. vom 20. Februar 1963, Nr. 49) über die 
Aufnahme und Ausübung selbständiger Tätigkeiten 
eines Journalisten 

Artikel 5 

1. Als Leiter eines Unternehmens im Sinne von 
Artikel 4 gilt, wer in einem Unternehmen des 
entsprechenden Berufszweiges folgende Aufgaben 
wahrgenommen hat: 

a) die Funktion eines Leiters eines Unternehmens 
oder eines Leiters einer Zweigstelle; 

b) die Funktion eines Stellvertreters des Unter- 
nehmens oder des Leiters des Unternehmens, 
wenn die mit diesem Amt verbundene Verant- 
wortung der des vertretenen Unternehmers oder 
Leiters des Unternehmens entspricht. 

2. Der Nachweis, daß die in Artikel 4 festgesetzten 
Voraussetzungen erfüllt sind, wird durch die Vor- 
lage einer von der zuständigen Behörde oder dem 
zuständigen Organ des Herkunftslandes ausgestell- 
ten Bescheinigung erbracht, die der Betreffende zu- 
sammen mit seinem Antrag auf Ausübung der betref- 
fenden Tätigkeit oder der betreffenden Tätigkeiten 
dm Aufnahmeland einreicht. 

3. Innerhalb der in Artikel 9 vorgesehenen Frist 
bezeichnen die Mitgliedstaaten die für die Aus- 
stellung der obgengenannten Bescheinigungen zu- 
ständigen Behörden und Organe und setzen die 
übrigen Mitgliedstaaten sowie die Kommission un- 
verzüglich davon in Kenntnis. 

Artikel 6 

1. Fordert ein Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen bei der Aufnahme oder Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
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den Beitritt zu einer Berufsvereinigung, iso trägt der 
betreffende Mitgliedstaat dafür Sorge, daß auch die 
Begünstigten im Sinne dieser Richtlinie bei einer 
Niederlassung das Recht haben, diesen Berufsver- 
einigungen mit den gleichen Rechten und Pflichten 
wie die eigenen Staatsangehörigen beizutreten. 

2. Das Beitrittsrecht umfaßt auch das passive Wahl- 
recht für die leitenden Stellungen innerhalb der 
Berufsverednigung. Die leitenden Stellungen können 
jedoch auch Inländern Vorbehalten bleiben, wenn 
die betreffende Organisation auf Grund einer Rechls- 
oder Verwaltungsvorschrift an der Ausübung der 
öffentlichen Gewalt teil hat. 

3. Fordert ein Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen bei der Aufnahme oder Ausübung 
einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten den 
Beitritt zu einer Berufsvereinigung, so trägt dieser 
Mitgliedstaat im Falle der Erbringung von Dienst- 
leistungen dafür Sorge, daß die Begünstigten im 
Sinne dieser Richtlinie an Stelle der Beitrittspflicht 
eine vorherige Erklärung über die Erbringung der 
Dienstleistung an die zuständige Berufsvoreinigung 
richten können. 

4. Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Mit- 
gliedschaft in der Handelskammer den Begünstigten 
im Sinne dieser Richtlinie nicht das Recht auf Teil- 
nahme an der Wahl der Verwaltungsorgane. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten gewähren keine Beihilfen an 
Staatsangehörige, die sich zur Ausübung der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten in einen anderen 
Mitgliedstaat begeben, sofern durch diese Beihilfen 
die Niederlassungsbedingungen verfälscht werden. 

Artikel 8 

1. Fordert ein Aufnahmeland von den eigenen 
Staatsangehörigen für den Zugang oder die Aus- 
übung der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten ein 
Führungszeugnis oder einen beruflichen Zuverlässig- 
keitsnachweis, der gegebenenfalls auch die finan- 
zielle Lage einschließt, so nimmt dieser Staat von 
den Begünstigten, die Staatsangehörige eines ande- 
ren Mitgliedstaates sind, als ausreichenden Nach- 
weis das entsprechende Dokument an, das in dem 
Heimat- oder Herkunftsland gefordert wird. 


2. Falls im Heimat- oder Herkunftsland kein der- 
artiger Nachweis gefordert wird, kann das Auf- 
nahmeland die Vorlage eines Strafregisterauszuges 
oder, falls ein solcher nicht vorliegt, eines gleich- 
wertigen Dokuments fordern, das von einer zu- 
ständigen Gerichts- oder Verwaltungsinstanz des 
Heimat- oder Herkunftslandes ausgestellt wird und 
aus dem hervorgehen muß, daß diese Voraussetzun- 
gen erfüllt sind. 

3. Falls das Heimat- oder Herkunftsland keine Be- 
scheinigung darüber ausstellt, daß kein Konkurs vor- 
iiegt, kann dieser Nachweis durch eine eidesstatt- 
liche Erklärung ersetzt werden, die der Betreffende 
vor einer Gerichts- oder Verwaltungsbehörde, einem 
Notar oder einer geeigneten beruflichen Instanz des 
Heimat- oder Herkunftslandes abgeben muß. 

4. Das Ausstellungsdatum der entsprechend Ab- 
satz 1 und 2 ausgestellten Bescheinigung darf bei 
ihrer Vorlage nicht mehr als drei Monate zurück- 
liegen. 

5. Die Mitgliedstaaten bezeichnen innerhalb der in 
Artikel 9 festgesetzten Frist die für die Ausstellung 
der obengenannten Dokumente zuständigen Behör- 
den und Organe und setzen die übrigen Mitglied- 
staaten und die Kommission unverzüglich davon in 
Kenntnis. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten führen die zur Anwendung 
dieser Richtlinie erforderlichen Maßnahmen binnen 
sechs Monaten nach ihrer Bekanntgabe durch und 
setzen die Kommission unverzüglich davon in 
Kenntnis. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
über sämtliche späteren Entwürfe von Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften, die sie in dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Bereich zu ergreifen gedenken. 
Diese Unterrichtung hat so zu geschehen, daß die 
Kommission rechtzeitig Bemerkungen dazu abgeben 
kann. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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